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Das Jahr der Jubiläen
Schweizer feiern 725 Jahre Eidgenossenschaft und manches mehr
Botschafter Hanspeter Mock mit Milagro Merke, der Schönheitskönigin von San Jerónimo Norte. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) - 725 Jahre Schweiz - ein solches Jubiläum verlangt nach einer besonderen Feier: So entschieden Botschafter Hanspeter Mock und seine Mitarbeiter, den Festakt zum diesjährigen Jahrestag der Gründung der Eidgenossenschaft nicht wie gewohnt in der Schweizer Residenz im Barrio Parque, sondern im Museum für hispano-amerikanische Kunst „Isaac Fernandez Blanco“ zu zelebrieren. Der Anstoß zu dieser Idee kam durch die Ausstellung von Bildern des Schweizer Fotografen Werner Bischof, die ab sofort bis zum 15. Oktober in dem Museum zu sehen ist. Mit Marco Bischof war der Sohn des 1954 tödlich verunglückten Weltenbummlers vor Ort.
Botschafter Mock hob in seiner Rede vor zahlreichen Gästen aus Diplomatie, Politik, Wirtschaft und Kultur das Jahr 2016 als Jahr der besonderen Jahrestage hervor. Angefangen mit dem Nationalfeiertag am 1. August, der an den Bundesbrief von 1291 erinnert. Damals schlossen die drei Urkantone Uri, Schwyz und Unterwalden ein Verteidigungsabkommen, das als Gründungsurkunde der Eidgenossenschaft gilt.
Mock nannte des Weiteren das 200-jährige Jubiläum der Unabhängigkeit Argentiniens, das mehr als 40.000 Schweizer Zuwanderer „mit offenen Armen“ aufgenommen habe. Die besonderen Beziehungen zwischen beiden Ländern spiegelten sich, so der Botschafter, auch in einem weiteren runden Jahrestag wider: So wurde vor 125 Jahren das einstige Schweizer Generalkonsulat in Buenos Aires zur Legation aufgewertet. Diese stellte somit die erste diplomatische Vertretung der Schweiz in ganz Lateinamerika dar und war weltweit die siebte ihrer Art. Eine Entscheidung, die zeige, dass die Schweiz Argentinien schon frühzeitig auch als politischen und wirtschaftlichen Partner betrachtet habe, meinte der Botschafter.
Als weiteren Jahrestag, der beide Länder verbinde, erwähnte Mock den 30. Todestag des argentinischen Schriftstellers Jorge Luis Borges. Dieser verbrachte seine letzten Jahre in Genf, wo er schließlich auch beigesetzt wurde.
Der Botschafter hob zudem die Jahrestage hervor, die mit den Schweizstämmigen in Argentinien in Zusammenhang stehen: So jährt sich das Bestehen der Schweizer Siedlungen in Baradero und Esperanza (Provinz Buenos Aires bzw. Santa Fe) zum 160. Mal. Des Weiteren führte Mock das Fest der Schweizer Folklore in San Jerónimo Norte an, das in diesem Jahr zum 25. Mal stattfand.
Auf der politischen Ebene strich der Botschafter den Besuch des Schweizer Bundesrates Didier Burkhalter in Buenos Aires als wichtigstes Ereignis im bilateralen Verhältnis in diesem Jahr heraus. Dabei beschlossen beide Seiten, gemeinsame Forschungsprojekte auf den Weg zu bringen. Auch verständigte man sich darauf, die Gemischte Wirtschaftskommission wieder aufzunehmen.
Bemerkenswert am diesjährigen Fest zum Nationalfeier war auch die musikalische Ausgestaltung der argentinischen und der schweizerischen Hymnen, die durch Ruben Slominsky am Bandoneon und Sängerin Martina Hug eine besondere Note erhielten. Letztere ist eine der Künstler(innen), die sich derzeit im Schweizer Künstlerhaus im Buenos Aires-Stadtteil La Boca aufhalten. Für das leibliche Wohl gab es kulinarische Leckerbissen nach Landesart, bei denen das traditionelle Raclette und Käsehappen nicht fehlen durften.
Argentinien
Für Aufnahme von Flüchtlingen
Barenboim diskutiert mit Felipe González den Nahostkonflikt
Felipe González (l.) und Daniel Barenboim (r.) mit Moderator Hugo Sigman. (Foto: privat)
Buenos Aires (dpa/mc) - Der Dirigent Daniel Barenboim hat die lateinamerikanischen Staaten und vor allem sein Heimatland Argentinien aufgefordert, Flüchtlinge aus dem Syrien-Konflikt aufzunehmen. Argentinien sei immer gastfreundlich gewesen, er selbst habe es als Einwanderersohn erlebt, sagte Barenboim am Sonntagabend bei einem Gespräch mit dem ehemaligen spanischen Ministerpräsidenten Felipe González vor rund 800 Zuhörern im Theater Colón in Buenos Aires. Der Gedankenaustausch fand im Rahmen eines zweiwöchigen Festivals mit Konzerten des von Barenboim geleiteten West-Eastern Divan Orchestras und der argentinischen Pianistin Martha Argerich statt.
Die Flüchtlingskrise sei ein globales Problem, das Deutschland nicht allein lösen könne, so Barenboim, der die Aufnahmepolitik von Bundeskanzlerin Angela Merkel als mutig lobte. Der in Buenos Aires geborene Stardirigent argumentierte, dass Globalisierung mehr sei, als „Spaghettis in Tokio zu essen, sondern dass alle Konflikte global sind und jeden betreffen“.
Entsprechend müsste auch Argentinien mehr Verantwortung übernehmen: Sein Geburtsland sei ohnehin als sicherer Hafen für Flüchtlinge aus anderen Kulturen prädestiniert: „Es ist das einzige Land, in dem es selbstverständlich erscheint, dass man mehrfache Identitäten haben kann“, so Barenboim. Hier könne man Araber, Jude, Pole oder Russe sein, und deswegen sei man nicht weniger Argentinier. Dies erkläre auch die enge Beziehung zu Argentinien des von Barenboim geleiteten West-Eastern Divan Orchestras, in dem Israelis, Palästinenser, Iraner und Türken zusammenspielen.
Die starken islamischen, christlichen und jüdischen Gemeinschaften in Argentinien, Brasilien und Chile sollten mit Unterstützung der Regierungen ihrer Staaten die Aufnahme von Flüchtlingen fördern - auch wenn man dabei das Risiko der Einschleusung vereinzelter Terroristen nicht vermeiden könne, sagte der Dirigent.
Für Argentinien hätte ein größeres Engagement in der Flüchtlingspolitik auch den Vorteil, dass seine weltpolitische Bedeutung zunehme. Gegenwärtig gibt es Pläne der Regierung von Präsident Mauricio Macri, 3000 Flüchtlinge aufzunehmen.
Dass Syrien alle angehe, betonte auch Gonzáles: „Es gibt heute mehr als 6 Millionen Syrer auf der Flucht. Das ist ein unhaltbarer Zustand und geht die gesamte internationale Gemeinschaft an.“ Der Elder Statesman sah eine große Verantwortung für die jetzige Krise in Syrien und im Irak bei der Politik des Westens. Besonders kritisierte er die von den USA angeführte Militärinvasion in den Irak im Jahr 2003. Gonzáles verwies in diesem Zusammenhang darauf, dass die militärische Führung des sogenannten „Islamischen Staates“ sich zu einem Großteil aus ehemaligen Elitesoldaten Saddam Husseins zusammensetze. „Man verursacht Schäden und übernimmt danach keine Verantwortung“, monierte der einstige spanische Regierungschef. „Man kann einen Krieg gewinnen, aber den Frieden verlieren.“
Was Israel und die Palästinenser betrifft, kritisierte Barenboim, dass von Israel derzeit keine Initiativen ausgingen, um zu einer dauerhaften Friedenslösung zu kommen. Dabei wären die Rahmenbedingungen eigentlich günstig, da Israel momentan in der arabischen Nachbarschaft keinen wirklich gefährlichen Gegner habe. Der Dirigent beklagte, dass der Konflikt zwischen Israelis und Palästinensern von großer Ungleichheit gekennzeichnet sei. Er kritisierte rechte und religiös-orthodoxe Strömungen in Israel, die dem Friedensprozess entgegenstünden.
Barenboim hat neben der argentinischen, der spanischen, der israelischen auch die palästinensische Staatsbürgerschaft inne. Um ein Beispiel für friedliches Zusammenleben im Nahen Osten zu setzen, gründete er 1999 mit dem aus Palästina stammenden Literaturwissenschaftler Edward Said das West Eastern Divan Orchestra. In Deutschland ist Barenboim vor allem als Generalmusikdirektor der Staatskapelle Berlin bekannt.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Feindbild Kirchner
Der Kontrast hätte kaum größer sein können: War die traditionelle Hauptveranstaltung der Landwirtschaftsmesse „Rural“ in der Ära Kirchner stets eine Bühne, um mit der Nationalregierung aufs Schärfste ins Gericht zu gehen, bot sich diesmal ein ganz anderes Bild. Geradezu gefeiert wurde Mauricio Macri, mit dem erstmals seit 15 Jahren wieder ein Präsident auf der Haupttribüne des Rural-Geländes Platz nahm. Der Staatschef betonte in seiner Rede, dass die Zeiten, in denen Agrarsektor und Regierung gegeneinander standen, vorbei seien. „Statt ‚wir oder sie‘ können wir jetzt vor Freude wieder ‚wir alle zusammen‘ sagen“, so der Präsident, der sich bemühte, die Bedeutung des ländlichen Argentiniens herauszustreichen: „Einer von drei Arbeitsplätzen in Argentinien entsteht in direkter oder indirekter Form auf dem Land.“ Macri meinte, man habe mit der schweren Aufgabe begonnen, die Wirtschaft wieder zu normalisieren und die Inflation zu drosseln. Für die gastgebende Ländliche Vereinigung (Sociedad Rural) ergriff der Vorsitzende Miguel Etche-vehere das Wort. Mit Blick auf die zurückliegenden Kirchner-Regierungen forderte er, den „Populismus ein für alle Mal zu begraben“, da dieser die „Verneinung der Zukunft“ sei. Etche-vehere mahnte eine zügige juristische Aufarbeitung der Kirchner-Zeit an.
Scioli am Pranger
Daniel Scioli bekleidet zwar seit Ende vorigen Jahres kein exponiertes öffentliches Amt mehr. Dennoch geriet der einstige Präsidentschaftskandidat und Gouverneur der Provinz Buenos Aires in den vergangenen Tagen in die Schlagzeilen. So berichtete der Fernsehsender „América TV“ über Bargeldabhebungen von mehr als 20 Milliarden Pesos von Konten der Bank der Provinz Buenos Aires, die in den Jahren 2014 und 2015 erfolgt sein sollen. Scioli antwortete prompt und wies die Vorwürfe als „falsch und betrügerisch“ zurück. Niemals habe es solche „irregulären Abhebungen“ gegeben. Tatsächlich seien elektronische Überweisungen vom Schatzamt der Provinz vorgenommen worden mit dem Ziel, Gehälter und Überstunden für die Beschäftigten der Provinz zu zahlen. Derzeit läuft ein Ermittlungsverfahren in der Provinzhauptstadt La Plata, um den Sachverhalt zu klären. Der Anstoß dazu kam durch eine Strafanzeige der Abgeordneten Elisa Carrió.
Neue Vorwürfe gegen CFK
Cristina Fernández de Kirchner steht weiterer juristischer Ärger ins Haus. So muss sich die Ex-Präsidentin im Rahmen des „Hotesur“-Verfahrens möglicherweise auch für Verträge verantworten, die zwischen ihrem Hotel „Alto Calafate“ und der während ihrer Präsidentschaft rückverstaatlichten Fluggesellschaft „Aerolíneas Argentinas“ geschlossen wurden. Wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf polizeilich sichergestelltes Beweismaterial berichtete, habe das Hotel mehr als 35.000 Übernachtungen für gut 2,5 Millionen US-Dollar an das Luftfahrtunternehmen verkauft. Dies sei auf „exorbitante Weise“ mehr als die tatsächliche Belegung von Hotelzimmern durch Crewmitglieder von Aerolíneas, meint die Abgeordnete Margarita Stolbizer. Diese hatte durch eine Strafanzeige die Untersuchungen über das Geschäftsgebaren von Cristinas Hotelfirma „Hotesur“ angestoßen. Dabei geht es auch um den Vorwurf, das Beherbergungsunternehmen der Ex-Präsidentin sei zu Korruption und Geldwäsche benutzt worden. Das Ermittlungsverfahren liegt in Händen von Richter Julián Ercolini und Staatsanwalt Gerardo Pollicita.
Kritik an CFK
Kritik aus ihrem eigenen Lager war Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bislang nicht gewöhnt. Doch nach dem neuerlichen Auftritt der ehemaligen Staatschefin im TV-Sender C5N, bei der sie auch die Oppositionsarbeit ihres politischen Lagers im Kongress kritisierte, machte sich nun Unmut breit: „Es ist einfach, wenn man außen steht, gelegentlich vorbeikommt und dann einen ganzen Haufen Dinge sagt“, monierte José Luis Gioja, der Vorsitzende der Peronistischen Partei (PJ), der im Abgeordnetenhaus der Kirchner-treuen „Siegesfront“ (FPV) angehört. Auch Miguel Ángel Pichetto, der FVP- Fraktionschef im Senat, meinte: „Es wäre schön, wenn ehemalige Staatsoberhäupter sich mit Äußerungen zu Themen zurückhielten, die gerade Konjunktur haben.“ Kirchner hatte in dem TV-Interview kritisiert, dass es im Kongress nur noch eine Pseudo-Opposition gegen die Macri-Regierung gebe. Cristina meinte zudem, die Berichterstattung über Korruptionsskandale während ihrer Regierungszeit diene vor allem dazu, die Aufmerksamkeit von Problemen der aktuellen Regierung abzulenken.
Argentinien gegen Venezuela
Buenos Aires - Die Krise im Mercosur spitzt sich zu. Nach Paraguay hat auch Argentinien die Übernahme des Mercosur-Vorsitzes durch Venezuela abgelehnt. „Argentinien ist der Ansicht, dass kein Staat die turnusmäßige Präsidentschaft (des Mercosur) ohne eine formelle Übergabe übernehmen kann“, sagte ein Sprecher des Außenministeriums in Buenos Aires der Deutschen Presse-Agentur am Montag. Uruguay hatte am vorigen Freitag nach Ablauf der sechsmonatigen Amtszeit den Vorsitz abgegeben. Nach dem Alphabet wäre Venezuela an der Reihe. Die offizielle Übergabe fand jedoch nicht statt, weil die dazu übliche Außenministerkonferenz ausfiel, Paraguay und Brasilien sagten ab. Paraguay beanstandet, Venezuela fehle für eine Führungsrolle im Mercosur die innenpolitische Stabilität, und die Menschenrechte würden dort zu wenig geachtet. Die venezolanische Regierung von Staatspräsident Nicolás Maduro erklärte jedoch, turnusmäßig ab sofort den Vorsitz des Merco-sur bis Jahresende zu übernehmen. Der Schritt wurde von Paraguay sofort abgelehnt. Uruguay hatte erklärt, es sehe kein Hindernis an der Ausübung des Vorsitzes durch Venezuela. Brasilien äußerte sich bislang nicht. Das argentinische Außenministerium strebe ein Treffen mit Vertretern der anderen Mercosur-Staaten an, um eine Lösung zu finden. (AT/mc/dpa)
Meinung
CFKs Rückkehr in die Politik
Ein halbes Jahr nach dem Ende ihrer zweiten Amtszeit als Präsidentin, hat sich Cristina Elisabet Fernández de Kirchner, im Kürzel als CFK bekannt, wieder als waschechte Politikerin vorgestellt, als sie am vergangenen Sonntagabend im Fernsehkanal C5N einen Dialog mit dem notorisch kirchnerfreundlichen Journalisten Roberto Navarro führte, der eher einem Monolog gleichkam. Der Fernsehkanal C5N gehört dem kirchnertreuen Glücksspielunternehmer Cristóbal López. Dieser López ist nicht zu verwechseln mit dem korrupten ehemaligen Bautensekretär José Francisco López, der inzwischen im Knast sitzt, nachdem er zufälligerweise erwischt wurde, als er Millionen Dollar, Euro und Pesos in einem Kloster von General Rodríguez verstecken wollte.
Die Expräsidentin distanzierte sich in ihrem Fernsehgespräch von José Francisco López, als ob er nicht ihr Bautensekretär gewesen wäre - und zuvor schon in der Provinz Santa Cruz, wo Expräsident Néstor Kirchner zuerst Bürgermeister und dann Gouverneur war, ehe er mit knapp 23 Prozent der Stimmen als Argentiniens Präsident gewählt wurde und auf eine mögliche Wiederwahl zugunsten seiner Gattin verzichtete, mit der Absicht, ihr zu folgen und nachher nochmals Präsident zu werden. Sein vorzeitiger Tod als nur Sechzigjähriger verhinderte diesen Plan, verhalf aber seiner Gattin zu zwei Amtszeiten in Folge, ohne unmittelbare Wiederwahl, wie in den USA, aber nach Ablauf einer Amtsperiode doch, wie es die Verfassungsreform von 1994 erlaubt. Die Expräsidentin kann sich somit 2019 nochmals als Kandidatin stellen, sofern sie bis dann ihre Anhängerschaft beibehält und die Unterstützung der damals mit ihr regierenden peronistischen Gerechtigkeitspartei (im Kürzel PJ) genießen kann. Das erscheint derzeit höchst unwahrscheinlich.
Als Expräsidentin hatte sich CFK seit dem 10. Dezember 2015, als Mauricio Macri als Präsident vereidigt wurde, aus der Öffentlichkeit zurückgezogen. Sie wohnte der feierlichen Amtsübergabe von Macri nicht bei, wie es den Gepflogenheiten dieser Zeremonie genügt hätte. In Calafate, Provinz Santa Cruz, verhielt sie sich ruhig, derweil Macri und sein Kabinett mit dem schweren Erbe der zwölfeinhalb Jahren beider Kirchnerpräsidenten mit zweistelliger Monatsinflation, hohem Schatzamtdefizit, einem enorm aufgeblähten Staatsapparat und der Abschottung Argentiniens vom Ausland fertig werden mussten, was bisher nur teilweise gelang.
Inzwischen ist CFK von Calafate nach Buenos Aires umgesiedelt, wo sie in einem Appartement im Nobelviertel Recoleta wohnt. Ihr Fernsehgespräch mit Navarro fand in einem neuen Parteisitz, genannt „Instituto Patria“, statt, auch ein Zeichen, dass sie zur aktiven Politik zurückkehrt, anstatt schweigsam im fernen Calafate zu residieren. Sie dürfte somit in Zukunft wieder wie früher als Parlamentarierin und Präsidentin Stellung zu brisanten politischen Themen nehmen und mit ihren engsten Anhängern bei den nächstjährigen Wahlen mitmischen. Wie gehabt.
Meinung
Merkels Credo, Seehofers Dilemma
Von Christoph Trost und Kristina Dunz
Nein, Horst Seehofer will sich gar nicht groß dazu äußern. Aber das Wenige, was er sagt, sagt auch alles. „Ich kann mir diesen Satz auch beim besten Willen nicht zu eigen machen“, erklärt der CSU-Chef zum wiederholten „Wir schaffen das“-Appell von Kanzlerin Angela Merkel (CDU). Er bemüht sogar seinen Amtseid, seinen Schwur, Verantwortung für die Menschen in seinem Bundesland zu übernehmen. Mit dem Merkel-Satz würde er dem nicht gerecht. Zu groß die Probleme, zu unbefriedigend die bisherigen Lösungsansätze. Der Schock über die drei Gewaltakte in Bayern innerhalb einer Woche ist dem Ministerpräsidenten zwar inzwischen einigermaßen aus dem Gesicht gewichen. Aber er betont am Samstag gleich zu Anfang, dass diese längste Kabinettsklausur in der Geschichte der bayerischen Staatsregierung (fünf Tage) geprägt war von den „brutalen Bluttaten“. „Deshalb wird sie für alle Kabinettsmitglieder unvergesslich bleiben“, sagt er zum Abschluss in St. Quirin am Tegernsee.
Das Bayern von heute ist nicht mehr das Bayern von vor drei Wochen: Die Axt-Attacke von Würzburg, der Amoklauf von München und der Bombenanschlag von Ansbach haben den Freistaat, wie Seehofer sagt, „ins Mark getroffen“. Er hatte schon im Laufe der Woche angekündigt, dass er nicht mehr bereit sei, „nur um des Friedens willen einfach die Dinge nicht so zu behandeln, wie sie behandelt werden müssen in einem Rechtsstaat“. Seehofer will jetzt Taten statt Worte.
Aber er ist in einem Dilemma. „Wir schaffen das“ war in seinen Ohren von Beginn an eine hohle Phrase. Wie denn, wollte er von Merkel hören, und Unterstützung bekommen. Doch zu stark kann er gegen diesen Satz nicht ankämpfen, denn der Umkehrschluss wäre: „Wir schaffen es nicht.“ Das wäre für einen Regierungschef eine Bankrotterklärung und ein Rücktrittsgrund. Genau deshalb hält Merkel ja auch daran fest. Die CSU aber will verbindlich wissen: Wie, bitte, schaffen wir es?
Deshalb geht Seehofer wiederum so deutlich wie möglich auf Distanz zu diesem prägenden Satz von Merkels Kanzlerschaft - versucht aber, den Streit mit der CDU-Chefin nicht von Neuem zu entfachen. Mühselig hatten sie vereinbart, mit ihrem „Dissens zu leben“. Eine ganze Klausur der CDU- und CSU-Spitzen in Potsdam im Juni diente dazu, den Blick gemeinsam nach vorn zu richten - und das Zerwürfnis um den Kern der Flüchtlingspolitik einfach ruhen zu lassen.
Aber nach den mutmaßlich islamistisch motivierten Anschlägen zweier Flüchtlinge in Würzburg und Ansbach kann Seehofer der Kanzlerin nicht entgegenkommen. Zu aufgewühlt sind viele Bürger, zu kritisch wird Merkels „Wir schaffen das“ seit langem an der CSU-Basis gesehen - und die Kanzlerin insgesamt. Er kann seine Forderung nach begrenzter Zuwanderung nicht einfach aufgeben - auch, wenn die Zahlen schon deutlich sinken.
Seehofer will mit einer Obergrenze von 200.000 Flüchtlingen pro Jahr sicherstellen, dass der Zuzug auf Dauer gedeckelt wird. Doch Merkel wird darauf niemals eingehen. Da hat sie sich im vorigen September aus humanitären und rechtlichen Gründen festgelegt. Am Freitag vergangener Woche hatte Seehofer noch Finanzminister Markus Söder (CSU) vorgeschickt, der Merkel indirekt „Blauäugigkeit“ vorwarf. Seehofer weiß aber auch: In Zeiten von Terror wollen die Bürger kein Parteiengezänk - noch dazu zwischen Kanzlerin und CSU-Chef. Nicht jetzt, da - das sagt auch Merkel - der islamistische Terror in Deutschland angekommen ist. So betont er, die Union sei nach Potsdam „gut unterwegs“, er wolle keinen Streit und keine politische Auseinandersetzung. Merkel und er wollten fair miteinander umgehen.
„Aber ich will der Öffentlichkeit auch nicht die Unwahrheit sagen.“ Da ist es dann wieder - Seehofer kann nicht anders. So wenig wie Merkel, die auch auf eine für die Bürger ganz deutliche Geste verzichtete. Das wäre vielleicht ein gemeinsamer Auftritt mit Seehofer gewesen an einem der Tatorte, wo Blumen liegen für die Opfer, Menschen weinen und Angst und Wut zeigen.
Doch Merkel ist ein solcher „Katastrophen-Tourismus“ zutiefst zuwider. So haben die beiden Parteichefs am Sonntag zwar an dem Trauerakt für die neun Toten des Münchner Amoklaufs teilgenommen. Ein persönliches Gespräch der beiden fand nicht statt. (dpa)
Meinung
Randglossen
Fernsehen und Presse im Allgemeinen widmen sich derzeit hauptsächlich den zahlreichen Korruptionsfällen der Kirchnerregierungen, über die nahezu täglich neue Details enthüllt werden. Dadurch wird die Tagespolitik weitgehend verdrängt. Die Macri-Regierung muss derweil mit den Folgen der falschen Maßnahmen der K-Regierungen fertig werden und u.a. die unpopulären, aber notwendigen Anhebungen der Tarife durchkämpfen, die unter den K-Regierungen künstlich niedrig gehalten wurden, so dass Argentinien die Selbstversorgung von Energie (Erdöl, Gas und Elektrizität) verlor und auf Einfuhren angewiesen ist, darunter auch Gas aus Chile, vorher Kunde von Argentinien. Die Verbraucher beklagen sich zu Recht, übersehen aber, wer die Schuldigen sind. Auch Regierungssprecher übergehen diese Tatsache, so dass die Kritiker unterschwellig Recht behalten.
Präsident Mauricio Macri ist ausgebildeter Ingenieur und in dieser Eigenschaft geneigt, neue Staatsbauten, insbesondere Überlandstraßen, Autobahnen und dergleichen, zu fördern. Sicherlich ist Argentinien unter den K-Regierungen diesbezüglich zurückgeblieben, zumal solche Ausschreibungen für Korruptionsgelder eingesetzt wurden. Künftige Ausschreibungen für Infrastrukturprojekte sollen nun ohne Korruption durchgeführt werden, was selbstverständlich ist. Die eigentliche Frage ist das gewaltige Defizit der Staatskasse, das die Inflation finanziert. deren Bekämpfung prioritär sein sollte, was leider nicht der Fall ist. Staatsprojekte, die mit Verschuldung oder inflationärer Geldschöpfung finanziert werden, sollten aufgeschoben werden, bis die Inflation verschwindet oder niedrig, lies unter zwei Prozent im Jahr, ist, damit die Wirtschaft mit privaten Investitionen wieder kräftig wachsen kann.
Cristina Kirchner darf sich nicht beschweren. Dass sie nun vor Gericht Ärger hat wegen ihres Hotelunternehmens in El Calafate, hat sie sich selbst eingebrockt. Denn ein vernünftig denkender Mensch kann sich schon fragen, weshalb ein Staatsoberhaupt es nötig hat, neben seinen Amtsgeschäften ein umfangreiches Privatgewerbe zu betreiben. Auf jeden Fall spottet es dem hohen Staatsamt Hohn. Denn es suggeriert zweierlei. Erstens: Das Gehalt einer argentinischen Präsidentin ist so gering, dass sich die Amtsinhaberin ein Zubrot verdienen musste. Und zweitens: Viel Arbeit kann man als argentinisches Staatsoberhaupt ja eigentlich nicht haben, wenn man denn ein Hotelgewerbe nebenbei betreiben kann. Man stelle sich einmal in Deutschland vor, dass Angela Merkel oder Joachim Gauck neben ihrer Tätigkeit als Kanzlerin bzw. Präsident ein Hotelgewerbe in Sylt oder Rügen aufziehen würden. Doch eigentlich absurd! In Argentinien wird nun die Justiz den eigentlichen Zweck der Kirchner-Hotels enthüllen.
Autofahrer in Deutschland haben es richtig gut. Sie dürfen rasen was das Zeug hält, und jetzt sollen sie im Winter auch noch beheizte Straßen kriegen. Ab 2017 erprobt die deutsche Bundesanstalt für Straßenwesen eine mit Erdwärme gespeiste Asphaltheizung. Dabei wird warmes Wasser aus der Tiefe hochgepumpt und durch ein unter dem Asphalt verlegtes Röhrensystem geleitet, ähnlich einer Fußbodenheizung. So soll die Fahrbahn eisfrei gehalten werden, an Hitzetagen kann sie gekühlt werden. Es scheint, als habe das reiche Deutschland und das reiche Europa keine anderen Sorgen. Dabei haben die jüngsten Eurostat-Daten zur Kinderarmut in Europa ergeben, dass mehr als jedes vierte Kind in Europa unter 16 Jahren von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht ist - Tendenz steigend. 22,85 Millionen oder 27,4 Prozent aller Kinder in Europa wuchsen demnach 2014 in entsprechend ärmlichen Verhältnissen heran. In Deutschland waren es rund 2,27 Millionen. Die werden wahrscheinlich nicht über die eisfreien Autobahnen der Zukunft flitzen, wenn sie das Führerschein-Alter erreicht haben.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im Juli: +23,4%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, enschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, lagen im Juli 2016 mit $ 180,09 Mrd. um 23,4% über dem gleichen Vorjahresmonat. In 7 Monaten 2016 waren es $ 1,11 Bio., 28,1% mehr als im Vorjahr. Die Julizunahme liegt unter der Inflationsrate von ca. 45%, was einen realen Rückgang zum Ausdruck bringt, der vornehmlich durch die Abschaffung, bzw. Verringerung von Exportzöllen, die geringere Ernte, und die Anhebung des steuerfreien Minimums für Arbeitnehmer herbeigeführt wurde. Die Wirkung der Rezession war hingegen geringer. Die gesamten von der AFIP eingenommenen Steuern erfassen weder den Tabaksonderfonds, noch die Fonds für elektrischen Strom, noch die Steuer auf Flugpassagen, noch die Pensionskassen der Streit- und Sicherheitskräfte.
Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 36,22 Mrd., + 8,7%. Die Zunahme des steuerfreien Minimums und die Rezession haben auch die Inflationswirkung auf den Buchgewinn ausgeglichen, der als Steuergrundlage gilt. Allein dies führt normalerweise zu einer Zunahme des Erlöses der Gewinnsteuer über der Inflationsrate.
- MwSt: $ 47,65, +32,7%. Hier lag der direkt vom Steueramt eingenommene Betrag mit $ 25,36 Mrd. um 31,9% über dem Vorjahr, während der vom Zollamt einbehaltene mit $ 11,06 Mrd. um 35,1% zunahm. Ebenfalls lag der Betrag der Rückgabe der MwSt an Exporteure mit $ 739 Mio. um 45,7% über dem Vorjahr. Die Macri-Regierung strebt auch hier eine Normalisierung an. Doch die Rückvergütungen, die bei Exporten von industriellen Gütern gelten, lagen mit $ 990 Mio. um 34% unter dem Vorjahr, was mit geringeren Exporten dieses Bereiches zusammenhängt.
- Interne Steuern: $ 4,15 Mrd., +72,1%. Die starke Zunahme beruht vornehmlich auf der Erhöhung der Zigarettensteuer.
- Exportzölle: $ 7,63 Mrd., -29%. Hier kommt nicht nur die Abschaffung. bzw. Verrringerung, der Exportzölle zum Ausdruck, sondern auch die geringere Ernte von Getreide und Ölsaat der Periode 2015/16, die jetzt auf 95 Mio. Tonnen berechnet wird, gegen 110 Mio. im Vorjahr. Wegen der grossen Überschwemmung vom April 2016 sind dieses Jahr etwa 5 Mio. Tonnen verloren gegangen.
- Importzölle: $ 4,82 Mrd., -48,8%. Hier hat sich die Freigabe der unter der vorgehenden Regierung noch nicht genehmigten Importanträge ausgewirkt.
- Benzinsteuer: $ 3,29 Mrd., +48,7%. Die Zunahme ist auf die starke Preisanhebung zurückzuführen, die zum Teil durch den Konsumrückgang ausgeglichen wurde.
- Weitere Brennstoffsteuern: $ 1,33 Mrd., +107,2%. Auch hier haben sich die starken Preiserhöhungen ausgewirkt.
- Andere Brennstoffsteuern (Sondersteuer auf Dieselöl und Steuern auf Gas): $ 3,69 Mrd., +67,7%. Auch hier gab es bedeutende Preiserhöhungen.
- Schecksteuer: $ 12,02 Mrd., +36,2%. Dass die Zunahme unter der Inflation liegt, bedeutet, dass die Zahlungen über Banken (Scheck, Karten, elektronische Überweisungen) real gesunken sind. Hier hat sich die Rezession ausgewirkt, eventuell auch ein Übergang auf Barzahlung.
- Sozialabgaben: $ 56,96 Mrd., +26,3%. Die Lohnerhöhungen lagen im internauellen Vergleich höher, so dass das Ergebnis auch eine geringere Beschäftigung und eventuell einen Zahlungsverzug zum Ausdruck bringt. Lezteres kommt auch darin zum Ausdruck, dass die Unternehmerbeiträge, die gestundet werden können, weniger als die Beiträge der Arbeitnehmer, die gezahlt werden müssen, zugenommen haben.
Bei der Aufteilung der gesamten Steuereinnahmen, erhielt der Nationalstaat im Juli 2016 mit $ 70,68 Mrd. nur 14% mehr als im Vorjahr, während das System der sozialen Sicherheit mit $ 54,63 Mrd. 23,2% mehr und die Provinzen mit $ 46,69 Mrd. 34,1% mehr erhielten. Die sogenannten „nicht budgetären Ausgaben“ lagen mit $ 8,09 Mrd. um 66,4% über dem Vorjahr.
Wirtschaft
Zahlung von Schulden an die Provinzen
Präsident Mauricio Macri hat am Dienstag, in Anwesenheit fast aller Gouvernuere, die Rückgabe der einbehaltenen 15% des Betrages der nationalen Steuern angekündigt, die unter dem Nationalstaat und den Provinzen aufgeteilt werden. Die Einbehaltung durch die ANSeS erfolgte anlässlich der Privatisierung des Rentensystems, die für den Nationalstaat den Verlust der Einnahmen aus den persönlichen Beiträgen mit sich brachte. Dabei sollten die Provinzen sich auch am finanziellen Opfer beteiligen. Doch nach der Rückverstaatlichung des Rentensystems unter Néstor Kirchner, hatte die Einbehaltung keinen Grund mehr, weshalb die Provinzen Santa Fé, Córdoba und San Luis (deren Gouverneure in Opposition zu CFK standen) schon vor Jahren Klage vor Gericht vorgebracht haben, die der Oberste Gerichtshof dieses Jahr bestätigte. Dadurch wurde Macri unter Zugwang gestellt: er musste die gleiche Behandlung allen Provinzen gewähren, um weitere Prozesse zu vermeiden, die der Nationalstaat zweifellos verlieren würde.
Die Provinzen sollen dieses Jahr $ 37 Mrd. erhalten. Davon sollen 3% zusätzlich auf die täglichen normalen Übertragungen der Provinzbeteiligungen entfallen, und 6% auf die gleiche Basis in Form eines Darlehens der ANSeS gewährt werden. In den folgende Jahren erfolgen weitere Zahlungen, die jährlich steigen und 2020 $ 85,92 Mrd. erreichen. Bis dahin soll die Gesamtschuld von $ 310 Mrd. getilgt werden.
Der Präsident hat mit den Gouverneuren einen Absichtsbrief unterzeichnet, in dem sich diese verpflichten, bis zum Jahr 2019 einen ausgeglichenen Haushalt zu erreichen. Die Regierung will, dass die Provinzen sich als Gegenleistung für die zusätzlichen Mittel nicht weiter verschulden, oder auf alle Fälle viel weniger. Bei der Verhandlung mit den Gouverneuren war noch das Problem des „Fonds für die Umgebung der Stadt Buenos Aires“ („Fondo del Conurbano“) aufgekommen, der 1991 auf Initiative des frisch gewählten Gouverneurs Eduardo Duhalde eingeführt wurde, mit der Begründung, dass sich in dieser Gegend viele arme Menschen ansiedeln, die von den Provinzen kommen, was dann die Finanzen der Provinz Buenos Aires belastet. Dieser Fonds bestand in einem festen Betrag, der vor der Aufteilung der nationalen Steuern, abgezogen wurde. Da der Betrag jedoch nicht wertberichtigt wurde, ist er wegen der Inflation real stark geschrumpft. Die Gouverneurin María Eugenia Vidal hat jetzt vor dem Obersten Gerichtshof eine Klage in dieser Sache eingebracht. Am Dienstag wurde bestimmt, dass die Kosten der Wertberichtigung dieses Fonds dem Nationalstaat und nicht den Provinzen zur Last fallen.
Die Zahlung an die Provinzen entspricht dem Prinzip der Macri-Regierung, die Rechtsordnung strikt zu beachten und das betrügerische Verhalten der Kirchner-Regierungen zu überwinden. Doch dabei entsteht jetzt eine zusätzliche finanzielle Belastung für den Nationalstaat, die das ohnehin schon überhöhte Defizit der Staatsfinanzen noch mehr in die Höhe treibt.
Wirtschaft
Zahlung der Schuld an die gewerkschaftlichen Sozialwerke und Reformen
Am Dienstag kündigte Präsident Macri im weissen Saal der „Casa Rosada“ vor Gouverneuren, den meisten Kabinettsmitgliedern und Gewerkschaftern die Zahlung eines Teils des Betrages an, den der Staat den gewerschaftlichen Sozialwerken schuldet. Es handelt sich um den Prozentsatz auf die Abgabe für diese Werke, der an eine Behörde des Gesundheitsministeriums („Superintendencia de Salud“) abgeführt wird, mit dem dann Zuwendungen für Deckung von teuren Krankheiten gezahlt werden, die bei den einzelnen Sozialwerken auftreten. Diese Zahlungen wurden unter den Kirchners nicht geleistet, so dass sich ein Betrag von $ 29 Mrd. angesammelt hat, die zinslos bei der Banco Nación deponiert wurden. Mit Wertberichtigung wären es heute $ 70 Mrd. Zunächst wird jetzt ein Betrag von $ 2,7 Mrd. an die gewerkschaftlichen Sozialwerke gezahlt.
Doch darüber hinaus kündigte Macri die Bestimmung von $ 8 Mrd. für eine universelle Gesundheitsbetreuung an, die konkret in mehr Mitteln für die öffentlichen Hospitale besteht, und auch die Schaffung eines Fonds für Notstand bei natürlichen Katastrophen oder Epidemien von $ 4,5 Mrd. Schliesslich kündigte er auch die Schaffung einer Agentur an, die die Behandlung der einzelnen Krankheiten untersuchen wird, u.a. um Überpreise zu vermeiden und die Kosten des Gesundheitssystems zu senken.
Von der gesamten Bevölkerung verwenden 12,66 Mio. Menschen (29,8%) öffentliche Hospitale, 16,90 Mio. (39,9%) die gewerkschaftlichen Sozialwerke, 6,61 Mio. (15,6%) die provinziellen Sozialwerke, 4,46 Mio. (10,5%) das Rentnersozialwerk PAMI, und 1,8 Mio. (4,2%) die privaten Gesundheitsinstitute (genannt „prepagas“).
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,13 gegen $ 15,23 am Mittwoch zuvor, und um 12,83% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen $ 32,49 Mrd. gegen $ 34,28 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.16 bei $ 15,52 zum 30.12.16 bei $ 16,30, zum 31.03.17 bei $ 16,95 und zum 31.05.17 bei $ 17,45. Der Terminkurs per Ende Mai 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 21,44%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,27 für den Ankauf gegen $ 15,50 in der Vorwoche.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 1,71% und liegt 32,16% im Plus gegenüber Ende 2015.
***
Die argentinischen Staatspapiere notierten wie folgt: „Argentina 2019“ verliert zur Vorwoche 0,23%, „Argentina 2021“ gewinnt 0,23%, „Argentina 2026“ gewinnt 0,47% und auch „Argentina 2046“ notiert im Plus mit 0,80%. „Bonar 2024“ verlieren in einer Woche um 0,39%.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280,30 (Vorwoche $ 280,42) und bei 24 Karat um $ 400,42 (Vorwoche $ 400,61) gehandelt.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) nahm in 12 Monaten zum 1.8.16 um 32,23% zu, mehr als in den vergangenen Wochen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg indessen nur um 19,90%.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 1.8.16 um 23,74% auf $ 1,39 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 24,51% auf $ 887,53 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen um 51,80% auf u$s 16,09 Mrd., und die Dollarkredite um 55,48% auf u$s 7,03 Mrd. Während die Kredite im Pesobereich 63,85% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich 43,7%.
***
Die Richterin Martina Isabel Forns, die das Bundesgericht für Verwaltungskonflikte im Vorort San Martín leitet, hat einem Antrag eines Kirchner-Verbandes stattgegeben, und die Tariferhöhung beim elektrischen Strom im ganzen Land aufgehoben. Sie hatte schon vorher die Aufhebung für ihren Distrik verfügt; aber jetzt ist sie weiter gegangen, und hat dies auf das ganze Land ausgedehnt. Als Begründung hat die Richterin angeführt, das die gesetzlich vorgesehenen öffentlichen Audienzen nicht stattgefunden haben. Das Thema der Tarife ist grundsätzlich nicht judiziabel, und eine Unterlassung beim Verfahren der Erhöhung sollte den Richtern nicht erlauben, über die Tarife zu bestimmen. Doch in der Praxis tun sie es am laufenden Band.
***
Die Kfz-Produktion lag im Juli mit 37.678 Automobilen, Lastwagen und Kleinlastern um 13,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, während die Lieferungen an die Agenturen mit 52.678 Einheiten nur um 2,4% zurückgingen, aber der Export mit 12.939 Einheiten um 38,3% unter dem Vorjahr lag. In 7 Monaten 2016 wurden 261.744 Einheiten erzeugt, 13,9% unter dem Vorjahr.
***
Die Regierung hat der Firma Virgin Mobile durch Beschluss 6033 des Fernverbindungsamtes die Genehmigung erteilt, feste und mobile, lokale und internationale Telefondienste in Argentinien zu bieten. Es handelt sich um eine Tochtergesellschaft von Virgin Group, die dem britischen Milliardär Richard Branson gehört.
***
Der Vorsitzende der Citigroup, Mike Corbat, teilte Präsident Mauricio Macri in Anwesenheit von Finanzminister Alfonso Prat Gay bei einem Besuch in der Residenz von Olivos mit, dass die Bank Kredite für Argentinien in Höhe von u$s 3,5 Mrd. bereitgestellt habe, die sowohl für Arbeitskapital, wie für Investitonen bestimmt sind. Vom Gesamtbetrag entfallen u$s 2,5 Mrd. auf lokale Fonds und u$s 1 Mrd. auf Mittel aus dem Ausland.
***
In 5 Monaten 2016 wurden 38% weniger Erdölbohrungen vollzogen als im Vorjahr, teilt das Energie- und Bergbauministerium mit.
***
Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat ein Programm öffentlicher Bauten von $ 22,88 Mrd. angekündigt, das 33.600 Arbeitsplätze schaffen soll. Vom Gesamtbetrag werden $ 7 Mrd. von den Gemeinden investiert und $ 15,88 Mrd. direkt von der Provinzverwaltung. Es handelt sich um 1.300 einzelne Objekte, von denen sich über die Hälfte schon in Gang befindet. Die Provinzverwaltung weist ein hohes finanzielles Defizit aus, so dass nicht klar ist, wie dieses Programm finanziert werden soll.
***
Das Wirtschaftsinstitut der Gewerkschaftszentrale CGT hat für Juli eine Inflation (Zunahme des Indices der Konsumentenpreise) von 3,1% ermittelt, womit sie für 12 Monate auf 45,8% gelangt. Damit liege die Armutsgrenze bei $ 12.796 monatlich, und die Eelendsgrenze bei $ 5.588.
***
Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes (INDEC), benannt EMI (Estimador Mensual Industrial), der unvollständig ist, liegt im Juni 2016 um 6,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die Abnahme ist geringer, als sie das FIEL-Institut mit 8,2% angegeben hatte. Das beruht vornehmlich auf einer unterschiedlichen Wägung der einzelnen Branchen. Das erste Halbjahr lag laut INDEC um 3,2% unter dem Vorjahr. Die höchsten Abnahmen verzeichnen die Kfz-Industrie (-21,3% im Juni und -13,7% im 1. Halbjahr), die Grundmetallindustrien (-12,6% und -12,4%), die metallmechanische Industrie (-4,7% und -4,8%) und die Zigarettenindustrie (-15,5% und 4,1%). Zunahmen gab es nur bei der Kautschuk- und Kunststoffindustrie und der Textilindustrie.
***
Der INDEC-Index der Bauwirtschaft lag im Juni 2016 um 19,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Somit lag das 1. Halbjahr 2016 um 12,4% unter dem Vorjahr. Ausser der allgemeinen Rezession und der Stilllegung öffentlicher Bauten, die von der Macri-Regierung zunächst verfügt wurde, hat sich auch das Klima ausgewirkt, mit mehr Regentagen als im Vorjahr und einer grossen Überschwemmung, die den Bau in weiten Gegendens des Landes wochenlang behindert hat.
***
Im Juni 2016 gingen 52.516 Arbeitsplätze verloren, und ab Anfang Dezember 2015 106.944. Dies ergibt sich aus den ANSeS-Zahlen über die eingetragenen Arbeiter und Angestellte, und wurde vom Arbeitsministerium bekanntgegeben. Die Zahl der eingetragenen Arbeitnehmer betrug im Mai 2016 6,16 Mio., gegen 6,22 Mio. im Dezember 2015. Die verlorenen Arbeitsplätze konzentrieren sich stark auf die Bauwirtschaft, wo es in sechs Monaten 31.063 waren. Hingegen waren es bei Lehrern in dieser Periode 4.893 mehr, bei Gesundheitsdiensten und sozialen Diensten 4.117 mehr, beim Handel 3.922 mehr und bei den Finanzen 1.903 mehr. Bezogen auf die Gesamtzahl der Beschäftigten betrug die Abnahme sei Dezember nur 1,7%. Doch hier wird die Schwarzarbeit nicht berücksichtigt, bei der mit einer höheren Abnahme gerechnet wird.
***
Das Exekutivkomitee des Procrear-Programmes, das sich auf sozialen Wohnungsbau bezieht, hat in der Vorwoche ein System komplementärer Kredite genehmigt, die an diejenigen gewährt werden, die schon einen Kredit für Wohnungsbau erhalten haben, aber die Wohnungen nicht fertigstellen konnten. Der Höchstbetrag der neuen Kredite wurde auf $ 200.000 festgesetzt, die Laufzeit auf 15 Jahre und der Zinssatz auf 2% plus Wertberichtigung mit dem UVI-Index. Wie offiziell bekanntgegeben wurde, umfasst das neue Programm 11.000 Familien.
***
Die Berufungskammer der Provinz Buenos Aires hat die Tariferhöhung beim elektrischen Strom zugelassen, und somit das Urteil erster Instanz von Richter Luis Arias widerrufen. Die Erhöhung betrifft die Unternehmen Edesur und Edenor zum Teil, und Edelap, Edea (Atlantikküste) und Eden (Norden der Provinz), sowie ca. 2000 Stromgenossenschaften, ganz. Die Stromtarife waren vom Nationalstaat im April um 100% bis 700% erhöht worden, wobei die hohen Prozentzahlen sich auf Fälle beziehen, in denen die Stromrechnung anormal niedrig war.
***
Die Regierung hat beschlossen 30.000 ha, die den Streitkräften gehören, in Konzession an Privatunternehmen zu vergeben, damit diese sie produktiv einsetzen, wobei vornehmlich an den Anbau von Mais und Sojabohne gedacht wird. Am 12. August sollen die Offerten für 10.000 ha in Córdoba geöffnet werden. Die Regierung erwartet hier Einnahmen von mindestens $ 70 Mio. Danach kommen 20.000 ha in der Provinzen Buenos Aires und Entre Rios. Die Streitkräfte verfügen noch über viel mehr Land in anderen Provinzen, das zum Teil brach liegt und zum Teil auch schwarz für Viehzucht und Ackerbau eingesetzt wird. Es handelt sich hier auch um Korruption. Eventuell werden auch Pferde gezüchtet, die für die Kavallerie eingesetzt werden, die jedoch heute unbedeutend ist.
***
Das Finanzministerium hat Ende der Vorwoche ein Abkommen mit der russischen VEB-Bank unterzeichnet, das sich auf das Wasserkraftwerk Chihuidos I, am oberen Lauf des Limay-Flusses, in der Provinz Neuquén, bezieht. Mit diesem Kredit sollen 85% der Kosten des Kraftwerkes plus Staudamm finanziert werden, die auf u$s 2,23 Mrd. veranschlagt werden. Das Kraftwerk wird eine Kapazität von 637 MW und eine jährliche Leistung von 1.750 GWSt. haben. Der Vertrag soll im Oktober unterzeichnet werden, um dann die Arbeit im Dezember zu beginnen. Die russische Beteiligung an diesem Objekt war schon unter der Regierung von CFK abgeschlossen worden, so dass der Bau schon im Juni 2016 und auch vorher hätte begonnen werden können. Die neue Verhandlung unter der Macri-Regierung hat kaum etwas geändert, aber eine Verzögerung herbeigeführt, die sich das Land nicht leisten kann.
***
Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat zusammen mit den Gemeinden eine Neubewertung der Immobilien eingeleitet, die jedoch erst 2017 effektive Geltung haben soll. Die Fiskalwerte, auf die die provinzielle Immobiliensteuer und auch Gebühren der Gemeinden erhoben werden, ist stark hinter den Marktwerten zurückgeblieben, was dazu führt, dass die Einnahmen hinter der Inflation zurückbleiben. Unter der Militärregierung wurden die Provinzen angewiesen, den Fiskalwerkt bei etwa 70% des Marktwertes festzusetzen. Das wurde jedoch nie eingehalten, so dass die Fiskalwerte in der Regel bestenfalls ein Drittel des Marktwertes erreichen, gelegentlich nicht einmal 10%. In der Provinz Buenos Aires sind 6,9 Mio. Immobilien eingetragen, davon 4,9 Mio. Gebäude in Städten und Dörfern, 1,7 Mio. städtische Terrains und 300.000 landwirtschaftliche Immobilien. Ausserdem gibt es 900 geschlossene Wohnviertel, Countries und Landklubs.
***
Die ZB hat einen Kredit von u$s 5 Mrd., den sie im Januar bei 7 Banken aufgenommen hatte, vorzeitig getilgt, und gleichzeitig einen Kredit von u$s 1 Mrd. von zwei Banken aufgenommen. Der Zinssatz beträgt dabei Libor auf 90 Tage (heute 0,76%) plus 6,15%. Der gesamte Zinssatz ist niedriger als beim getilgten Kredit, so dass eine Ersparnis von u$s 89 Mio. entstand. Ausserdem hat die ZB u$s 2,5 Mio. bei der Bank für internationalen Zahlungsausgleich in Basel aufgenommen, der mit Reserven garantiert wird.
***
Das Gesetz 27.264 zugunsten der kleinen und mittleren Unternehmen, das Steuervergünstigungen und Subventionen vorsieht, das am 27. Juni vom Kongress verabschiedet wurde, tritt in diesem Tagen in Kraft. Zu den konkreten Vorteilen gehört die Ausnahme ab 2017 von der Steuer auf den angenommenen Gewinn. Ebenfalls können Kleinunternehmen die Schecksteuer mit der Einkommensteuer verrechnen, mittlere Unternehmen jedoch nur zu 50%. Ausserdem dürfen mittlere Unternehmen die MWSt. mit binnen 90 Tagen an die AFIP zahlen. Darüber hinaus gibt es Steuervergünstigungen für Unternehmen in Randgebieten. Kleine und mittlere Unternehmen, die zwischen dem 1. Juli 2016 und dem 31. Dezember 2018 produktive Investitionen mit gebrauchten oder neuen Kapitagüter tätigen, können bis zu 10% des Gesamtwertes dieser Anschaffungen als Anzahlung auf die Gewinnsteuer anrechnen.
***
Das Produktionsministerium hat bereits zum dritten Mal Kredite über $ 250 Mio. versteigert, die für kleine und mittlere Unternehmen, die in sogenannten „regionalen Wirtschaften“ angesiedelt sind. Die neun Banken, die sich an der Versteigerung beteiligten, erhielten Offerten über $ 487 Mio. Die maximale Zinsrate liegt bei diesen Krediten bei 17%, die Fälligkeit beläuft sich auf 84 Monate, mit einer Karenzfrist von drei Jahren.
***
Der bilaterale Handel mit Brasilien ergab für Argentinien im Juli ein Defizit von u$s 270 Mio., 15% weniger als im gleichen Vorjahresmonat. Das Hanelsbilanzdefizit lag in 7 Monaten 2016 mit u$s 2,57 Mrd. um 2,1 Mal über dem Vorjahr. Laut Angaben des brasilinischen Industrieministeriums lagen die argentinischen Exporte nach Brasilien im Juli mit u$s 754 Mio. um 15,7% unter dem Vorjahr, während die Importe aus Brasilien mit u$s 1,02 Mrd. um 15,4% geringer waren. Der Rückgang bei argentinischen Exporten war im Juli besonders betont bei Kfz, Zubehörteilen für die Kfz-Industrie und Weizen.
***
Europäische und auch zum Teil nordamerikanische Investitionsbanken haben ihre argentinischen Kunden aufgefordert, sich der Weisswaschung anzuschliessen, mit der Dorhung, sie sonst als Kunden auszuschliessen. Sie haben den Kunden mit „Offshorekonten“ ein Dossier von 40 Seiten geschickt, das sie als eidesstattliche Erklärung unterzeichnen müssen, bei der sie erklären, dass das ganze Vermögen, um das es hier geht, beim Steueramt angegeben ist. Was schwarz ist, muss jetzt weissgewaschen werden. Die Banken befürchten, dass sie wegen Geldwäsche angeklagt werden können, da dies jetzt als ein „komplexes Vebrechen“ betrachtet wird, bei dem die Steuerhinterziehung als vorausgehendes Verbrechen eingestuft wird.
***
Die AFIP bietet seit Wochenanfang auf ihrer Internetplattform eine neuentwickelte App, um die verschiedenen Schritte für eine erfolgreiche Weisswaschung zu üben. Die App kann sowohl online wie offline verwendet werden. Auf der Basis des Wertes von Aktien, Bonds, Immbolien oder Kunststücken des Besitzers rechnet die App den Steuerbetrag vor, den man für die Objekte nachzahlen muss.
***
Im Juli sind 62.019 neue Automobile, Kleinlaster und Lastwagen in das offizielle Register eingetragen worden, 2,2% über dem gleichen Vorjahresmonat und 13,8% über Juni 2016. Dies entspricht den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden. In 7 Monaten 2016 waren es 400.250 Einheiten, 5,9% über dem Vorjahr. Im Juli lag VW mit 9.179 Einheiten an erster Stelle, gefolgt von Renault (8.972), Chevrolet (8.906), Ford (8.906 und Toyota (6.747). Die Toyota Hilux war mit 2.891 das meistverkaufte Modell, gefolgt vom Fiat Palio mit 2.802, dem Renault Clio mit 2.389, dem VW Gol mit 2.388 und dem Chevrolet Onix mit 2.338 Einheiten.
***
Wie das Beratungsunternehmen Focus Market berichtet, gingen die allgemeinen Konsumausgaben im Juni gegenüber Mai dieses Jahres um 6,3% zurück. Die Verkäufe im Zusammenhang mit dem Plan Ahora 12 (zwölf zinslose Raten) stiegen um 3% im Juni und um 30% innerjährlich. Die Preise stiegen im ersten Halbjahr um durchschnittlich 30%.
***
In der Bundeshauptstadt wurden im Juni 2016 3643 Immobilien verkauft, 8,3% mehr als ein Jahr zuvor. In Werten waren es $ 5,28 Mrd. um 44,3% über dem Vorjahr, berichtet der Verband der Notare.
***
Der illegale Strassenhandel auf Bundesebene ist im zweiten Quartal innerjährlich um 34,8% zurückgegangen, berichtet die Argentinische Handelskammer . Die Studie fusst auf Erhebungen in der Bundeshauptstadt, in Rosario, Salta, Neuquén, Posadas, Mendoza, Paraná, Santa Fe sowie in San Miguel de Tucumán.
***
Der Verkauf von Motorräder ist im Juli innerjährlich um 9% zurückgegangen, Insgesamt wurden 33.747 Zweiräder dem Verkehr zugelassen, berichtet der Agenbturenverband Acara. Dennoch stiegen die Geschäfte gegenüber dem Vormonat Juni um 17,5%. Gegenüber den ersten sieben Monaten wurden bislang 7,6% weniger Motorräder als im Vorjahr verkauft.
***
Argentinien und Brasilien führten auch diese Woche Gespräche um den bilateralen Handel auszuweiten und zu vereinfachen, aber auch um gemeinsam neue Exportmärkte im Rahmen von Mercosur zu erschliessen. Die Gespräche wurden von argentinischer Seite von Produktionsminister Francisco Cabrera und von Binnenhandelstaatssekretär Miguel Braun geführt. Aus Brasilien angereist kam der Minister für Industrie und Aussenhandel Marcos Pereira. Beide Länder streben eine Verringerung der Kosten für Ursprungszertifikate von 35% an. Ausserdem sollen die Bearbeitungszeiten deutlich auf 30 Minuten von jetzt höchstens 3 Tagen vermindert werden.
***
Während der ersten Jahreshälfte sind die Exporte von Getreide, Ölsaaten und deren Produkte gegenüber dem Vorjahreszeitraum stark gestiegen, berichtet das Landwirtschaftsministerium. Der Weizenexport stieg um 127% auf insgesamt 6.32 Mio. Tonnen.6.697 t. Bei Sojamehl ist der Export von 10.82 Mio. auf 13.23 Mio. gestiegen. Bei Sojaöl ging der Export von 1.98 Mio. auf 2.56 Mio. über.Doch die Ausfuhr von Sojabohnen verringerten sich von 5.80 Mio. auf 4.388 Mio. .Tonnen. Beim Mais wurden Exporte von isgesamt 11,01 Mio.t gegenüber 9.31 Mio. t in der ersten Jahreshälfte 2015 erreicht.
***
Letzte Woche hat die ZB den Zinssatz für Lebac-Wechsel um 0,25 Prozentpunkte auf 30% gesenkt, und dennoch einen Rekordbetrag untergebracht. Die ZB erhielt Offerten für Lebac in Höhe von $ 94,14 Mrd., von denen $ 93,6 Mrd. angenommen wurden. Da gleichzeitig Lebac für $ 76,38 Mrd. verfielen, nahm der Bestand um $ 17,21 Mrd. zu. Die ZB hat ausserdem Lebac auf dem sekundären Markt für $ 6,51 Mrd. gekauft, womit der Bestand gesamthaft um $ 20,15 Mrd. stieg und $ 575 Mrd. erreichte. Allein in diesem Jahr ist der Bestand um 65% gestiegen. Die Zinsen betrugen bei 35 Tagen 30%, bei 63 Tagen 29,1%, bei 98 Tagen 28,44%, bei 119 Tagen 28,1%, bei 147 Tagen 27,73%, bei 203 Tagen 27,15% und bei 252 Tagen 26,93%. Auf 35 Tage wurden $ 70,86 Mrd. untergebracht, auf 63 Tage $ 10,77 Mrd., auf 98 Tage 6,03 Mrd., und der Rest auf längere Fristen. Die Tendenz zur kurzfrisrtigen Anlage hat sich verschärft.
***
Richter Thomas Griesa, von New York, hat erneut ein Urteil zu Gunsten Argentiniens gefällt. Er wies eine Reihe von Klagen von Inhabern nicht bezahlter argentinischer Staatsbonds zurück, bei denen die Gerichtsbarkeit von Deutschland und Italien bestimmt wurde. Griesa erklärte, er sei für diese Klagen nicht zuständig. Er setzte eine endgültige Audienz für Oktober fest, wo der Fall dann abgeschlossen wird.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Chile und Uruguay schliessen voraussichtlich im kommenden September ein Freihandelsabkommen. Er soll unter anderem die Doppelbesteurung für die Investoren vermeiden. Darüber hinaus definiert das Abkommen Bereiche des Wirtschaftslebens, die in Lateinamerika bislang so gut wie keine Berücksichtigung bei solchen Abkommen fanden, wie z.B. die Dienstleistungen, der elektronische Handel oder das Urheberrecht.
***
In Brasilien lag die Industrieproduktion im Juni 2016 um 6% unter dem, Vorjahr, aber 1,1% über Mai 2016, hat das Institut für Statistik und Geographie (IBGE) ermittelt. Somit liegt das 1. Halbjahr um 9,1% unter dem Vorjahr. Doch in den letzten 4 Monaten hat schon eine Zunahme von 3,5% eingesetzt. Von insgesamt 26 industriellen Branchen verzeichnen 23 im 1. Halbjahr 2016 Abnahmen. Die höchste war die der Kfz-Industrie mit 21,2%.
***
In Brasilien wurden im Juli 181.416 Kfz verkauft, 20,3% unter dem Vorjahr aber 5,6% über Juni 2016, berichtet der Verband der Kfz-Agenturen. In 7 Monaten 2016 waren es 1,1 Mio. Einheiten, 24,7% unter dem Vorjahr.
***
Kuba bereitet sich mit der Privatisierung des Flughafens der Hauptstadt Havanna auf einen intensiveren Flugverkehr vor. Der französische Konzern Aeroports de Paris soll den internationalen Flughafen José Martí betreiben, wie das kubanische Transportministerium bekanntgab. Gleichzeitig wurde das französische Bauunternehmen Bouygues Bâtiment International mit der Erweiterung und Modernisierung des Airports beauftragt. Den Flughafen von Havanna hatten 2015 insgesamt 3,5 Mio. Passagiere genutzt. In diesem Jahr werden 3,7 Mio. erwartet. Die Normalisierung der Beziehungen mit den USA wird eine starke Zunahme des Flugverkehrs mit sich bringen. JetBlue will noch im August als erste US-Fluglinie regelmäßig nach Kuba fliegen. Im September soll American Airlines folgen. Aéroports de Paris betreibt neben den Flughäfen der französischen Hauptstadt weltweit 31 weitere Airports. (dpa)
****
Geschäftsnachrichten
Arsat
Dieses Staatsunternehmen, das einen Fernverbindunsatelliten und optische Fernverbindungsnetze betreibt, hat mit Telefónica de Argentina einen Vertrag über $ 100 Mio. jährlich abgeschlossen, durch den das Telefonunternehmen Zugang zu 7.400 km des optischen Netzes erhält. Das erlaubt dann, den Breitbanddienst zu erweitern und die Qualität des Dienstes bei geringeren Kosten zu verbessern. Telefónica bietet auf diese Weise auch Fernverbindungen für viele entfernte Provinzen. Arsat hat schon einen analogen Vertrag mit Claro für 8.400 km abgeschlossen, so wie weitere 70 mit Kleinunternehmen und Genossenschaften. Das optische Kabelnetz umfasst insgesamt 16.000 km.
Ledesma
Dieses Grossunternehmen, mit Zuckerfabrik (Kapazität: 400.000 Jato) und grossen Plantagen in Jujuy, das ausserdem Papier, Alkohol und Ethanol, Zitrusobst und Fruchtzucker erzeugt, hat nach einem Streik in der Periode der Zuckerrohrernte, der grossen Schaden verursacht, der Erpressung der Gewerkschaft nachgegeben und eine Lohnerhöhung von 35,8% bewilligt, plus einem Sonderzuschlag von 2,7%, der nur dann ausgezahlt wird, wenn die Zuckerproduktion dieses Jahr über dem Vorjahr liegt, was u.a. bedeutet, dass die Streiktage aufgeholt werden. Dann würde die Lohnerhöhung insgesamt 38,5% erreichen, weit über dem Durchschnitt der diesjährigen Gesamtarbeitsverträge. Darüber hinaus verzichtet Ledesma auf Prozesse gegen Mitarbeiter, die sich beim Streik an Strassensperren beteiligt haben. Doch die Streiktage werden nicht bezahlt.
Aerolíneas Argentinas
Der staatlichen Fluglinie gelang es, die Finanzierungsbedingungen ihrer Flugzeuge deutlich zu verbessern. Lagen die Zinsraten unter der früheren Regierung bei jährlich 12,5%, so wurde jezt nach den Neuverhandlungen für einen Betrag von u$s 280 Mio. eine Rate von 6,23% erreicht. Damit hat AA schon die Mittel, um die neuen Flugzeuge zu erhalten, die demnächst eintreffen, das erste ein Airbus 330-200. Aerolineas hat bis Ende Juni 78% des staatlichen Zuschusses von $ 4,22 Mrd.. für ganz 2016 bereits verbraucht.
Arcor
Dieser argentinischer Lebensmittelkonzern hat für u$s 70 Mio. ein neues Werk für das Mahlen von feuchtem Mais auf ihrem Hauptsitz in Arroyito (Córdoba) eingeweiht. Präsident Mauricio Macri konnte wegen des starken Nebels, der die Landung behinderte, nicht anwesend sein. Der Hersteller wird jetzt in die Lage versetzt, täglich insgesamt bis zu 1600 t Mais zu mahlen, davon 600 t im neuen Werk. Arcor ist jetzt auch eines von drei Unternehmen in Argentinien das Fruchtzucker herstellt. Der gesamte Komplex von Arcor beschäftigt 1100 Mitarbeiter.
Telefónica de Argentina
Dieses Unternehmen, das in Argentinien führend auf dem Gebiet der Telefonie ist, teilt mit, dass es im 1. Halbjahr 2016 ca. $ 5 Mrd. investiert habe, um das Telefonnetz im ganzen Land auszuweiten. Das Investitionsprogramm werde fortgeführt und sich hauptsächlich auf die Verbesserung des Dienstes, die Einführung der Technologie 4G und die Optimierung des Netzes G3 und die Entwicklung des Breitbanddienstes konzentrieren.
ARX Arcillex
Dieses Unternehmen weihte das erste nationale Produktionswerk in grossem Umfang von wiedergewonnenen Festkraftstoffe in Jose Leon Suarez ein. Täglich können dort bis zu 150 t produziert werden; genug um bis zu 5000 Familien am Tag mit Gas zu versorgen. Die Fabrik kostete $ 50 Mio.
Tecna-Siemens
Das Energieministerium unter Leitung von Juan Jose Aranguren unterschrieb einen Vertrag über $ 1,2 Mrd. mit der nationalen Atomenergiekommission (CNEA) und Tecna-Siemens zum Unterhalt des Prototyps Carem. Dabei handelt es sich um einen kleinen, hundertprozentigen argentinischen Reaktor.
Wirtschaftsübersicht
Die unbezahlbaren Steuerreformen
Seit Jahren schon wird von verschiedenen Seiten auf die angebliche Notwendigkeit einer grundsätzlichen Reform des Steuersystems hingewiesen. Doch wenn es dann zu den konkreten Vorschlägen kommt, handelt es sich stets um eine Verringerung der Steuerlast für bestimmte Gruppen, bei der somit die Einnahmen des Fiskus abnehmen. Gelegentlich wurde darauf hingewiesen, dass dies durch eine Besteuerung der Kapitaleinnahmen ausgeglichen werden sollte. Dabei wird zunächst an die Besteuerung von Zinsen auf Bankdepositen gedacht. Diese sind jedoch bei Berücksichtigung der Inflation fast immer negativ, so dass eine Besteuerung keinen Sinn hätte. Andere Zinsen unterstehen ohnehin der Gewinnsteuer, wobei sie jedoch bei den üblichen Wuchergeschäften systematisch hinterzogen wird. Hier geht es somit nicht um eine Steuerreform, sondern um eine Verbesserung der Steuerkontrolle.
Bei den Kapitalgewinnen handelt es sich auch um den Gewinn, der beim Verkauf von Immobilien u.a. Gütern entsteht. Doch hier verzerrt die Inflation die Steuer so stark, dass dann bei den Transaktionen ein viel niedrigerer Wert angegeben wird. Dieser fast erzwungene Übergang auf die Schwarzwirtschaft ist nicht wünschenswert. Eine Inflationskorrektur ist in diesem Fall technisch kompliziert, wobei dann der Erlös der Steuer so gering wird, dass die Steuer keinen Sinn hat. Deshalb wurde diese Steuer vor vielen Jahren schon durch eine Steuer mit einem geringen Satz auf den Verkaufswert ersetzt.
Schliesslich kommt in diesem Zusammenhang noch die Erbschaftssteuer auf, die es auf nationaler Ebene nicht gibt, wohl aber seit einigen Jahren in der Provinz Buenos Aires. Das ist ein juristischer Widersinn, weil die Erbschaftssteuer national sein muss. Diese Steuer bringt jedoch faktisch wenig ein, und sie kompliziert die Erbschaften. Vor allem beim Mittelstand schafft sie Probleme, wenn die Erben Familienunternehmen, mit denen sie ihren Unterhalt bestreiten, verkaufen müssen, um die Steuer zu zahlen. Die Steuer müsste auf alle Fälle ein hohes steuerfreies Mínimum haben, sagen wir von $ 10 Mio., das dann indexiert werden müsste.
Nachdem die Weisswaschung jetzt in Kraft ist, hat Präsident Mauricio Macri angekündigt, dass er gegen Ende dieses Jahres “eine Änderung der progressiven Skala der Einkommenssteuer (die hier Gewinnsteuer heisst) für die Arbeiter im Abhängigkeitsverhältnis und auch eine integrale Steuerreform vorschlagen werde, die dem Kongress vorgelegt werden soll.” Dies klingt insofern eigenartig, als die Gewinnsteuer für diejenigen, die im Abhängigkeitsverhältnis arbeiten und die Selbstständigen gleich sein sollte. Denn Arbeit ist Arbeit. Doch das ist schon jetzt nicht der Fall, sollte aber nicht beibehalten werden. Aus offiziellen Quellen wurde dann bekannt, dass auch die Gewinnsteuer für selbstständig Tätige, die persönliche Vermögenssteuer, die Enheitssteuer und die Steuer auf den vermuteten Mindestgewinn reformiert würden. Heisst das, dass die Selbstständigen weiter diskriminiert werden? Finanzminister Alfonso Prat Gay hat inzwischen schon eine Kommission für die Steuerreform gebildet, die unmittelbar mit Verbänden der Wirtschaft in Verbindung treten werde, um Vorschläge in Empfang zu nehmen. Die Spitzenverbände haben jedoch, so weit bekannt ist, keine konkreten Vorschläge ausgearbeitet. Sie sollten diese Gelegenheit, die ihnen die Regierung bietet, nicht vorbeigehen lassen.
Aus all dem, was bisher über das Thema bekanntgeworden ist, geht klar hervor, dass die Regierung keine konkrete Vorstellung über eine Steuerreform hat, sondern sich nur bewusst ist, dass der bestehende Zustand bestimmter Korrekturen bedarf. Das ist jedoch etwas ganz anderes als eine “integrale Steuerreform”. Das Grundproblem, das Steuerreformen gegenwärtig aufwerfen, besteht in der hohen Steuerbelastung, die wiederum eine direkte Folge der überhöhten Staatsquote ist. Vor den Kirchners lag der Anteil der Staatsausgaben, einschliesslich Staatsinvestitionen und Zuschüssen zu Staatsunternehmen, unter 30% des Bruttoinlandsproduktes. Jetzt sind es über 40%, wobei einzelne Berechnungen unterschiedliche Ergebnisse aufweisen und gelegentlich sogar auf 50% gelangen, was übertrieben ist. Die Steuerbelastung ist von 28% und noch weniger vor den Kirchners auf 37% und mehr gestiegen. Das erdrückt die Wirtschaft. Der Versuch, das Problem mit einer anderen Form der Steuerstruktur zu lösen, entpuppt sich stests als Phantasie, weil dabei im Endeffekt die Steuereinnahmen sinken, was gegenwärtig nicht zu verkraften ist. Ein rationalles Steuersystem ist mit dieser Steuerbelastung unvereinbar.
Die Gewinnsteuer
Gewiss muss die Einkommenssteuer, hier Gewinnsteuer benannt, in zwei Aspekten korrigiert werden. Nachdem das steuerfreie Minimum für Arbeitnehmer (die sogenannte 4. Kategorie) auf $ 30.000 pro Monat erhöht wurde, verbleibt das Problem der progressiven Skala, die als Folge der Inflation und der fehlenden Korrektur so steil geworden ist, dass der Höchstsatz von einem grossen Teil des Mittelstandes erreicht wird, der dann einen durchschnittlichen Satz von 25% bis 30% zahlt. Die Einkommenssteuer ist in gewisser Hinsicht zu einer Steuer entartet, bei der die Progression keine Rolle spielt. Die Amerikaner nennen dies eine “flat tax”, also eine “flache” Einkommenssteuer, mit einem festen Satz, ohne Progression. Das verfälscht jedoch den Sinn der Steuer, die normalerweise hohe Einkommen viel stärker besteuert als relativ geringere. Es besteht somit kein Zweifel, dass die progressive Skala wieder stark gestreckt werden muss, so dass der Höchstsatz von 35% erst bei wirklich hohen Einkommen erreicht wird. Beiläufig sei bemerkt, dass der normale Steuersatz, der jetzt für den Mittelstand gilt, der höchste der ganzen Welt ist, und mehr als doppelt so hoch wie in den USA liegt. Einfach absurd!
Der zweite Aspekt besteht in der Notwendigkeit einer Inflationskorrektur der Bilanzen. Das wurde schon 1978 eingeführt, und galt bis 1991, als diese Inflationskorrektur wegen der damals erreichten Stabilität nicht mehr notwendig erschien. Das Gesetz wurde jedoch nicht ausser Kraft gesetzt, sondern nur aufgehoben, so dass es per Dekret sofort wieder eingeführt werden könnte. Dies ist bitter notwendig, da die Gewinnsteuer ohne Korrektur gelegentlich 50%, 60% und mehr des echten Gewinnes erfasst. Dabei werden besonders Unternehmen geschädigt, die eine geringe Rotation des Warenlagers haben (wie Ersatzteilverkäufer), während andere, wie Verkäufer frischer Lebensmittel, die nicht lange aufbewahrt werden können, kein Problem haben. Eine klare Diskriminierung!
Doch wenn man diese Korrekturen vollzieht, dann sinkt der Erlös der Gewinnsteuer gewaltig. Eigentlich sollte das Problem durch eine bessere Erfassung der Hinterziehung gelöst werden. Aber das ist, zumindest kurzfristig, eine Illusion. Während bei der MwSt. die Hinterziehungsrate, die in diesem Fall einigermassen gut gemessen wird, bei ca. einem Drittel des theoretischen Betrages liegt, der ohne Hinterziehung erreicht würde, steigt diese Rate bei der Gewinnsteuer schätzungsweise auf gut 50%. Hier muss man jedoch differenzieren: Grossunternehmen, und auch mittlere und kleinere, die ordentlich verwaltet werden, weisen gesamthaft eine geringe Hinterziehung aus. Börsenkotierte Unternehmen unterstehen einer mehrfachen Kontrolle, so dass ihnen kaum Hinterziehungsmöglichkeiten verbleiben. Und wenn es multinationale Firmen sind, eine noch geringere, weil hier strenge internationale Normen gelten und sich kein lokaler Geschäftsführer für eine Hinterziehung verantwortlich machen will. Doch bei Kleinunternehmen, selbständig Tätigen, darunter auch Anwälte, Ärzte u.a. Akademiker, sieht der Fall ganz anders aus. Hier ist die Hinterziehung gesamthaft sehr hoch, in vielen Fällen sogar 100%, und in anderen 70% und mehr.
So wie das Steuersystem heute ist, besteht gewiss kein Anreiz, um dem Klub der Steuerzahler beizutreten. Das Steueramt jagt bekanntlich im Zoo. Es verfolgt diejenigen, die schon eingetragen sind, sehr eingehend, was dank der Computertechnologie möglich geworden ist. Aber ausserhalb des Zoos geschieht relativ wenig. Auch wenn die Regierung die Hinterzieher jetzt auffordert, sich der Weisswaschung anzuschliessen und von da an die Steuern normal zu zahlen, werden viele dieser Kategorie bestenfalls ihre schwarzen Geschäfte etwas verkleinern.
Andere Reformen
Bei der allgemeinen Steuerreform sind auch andere Aspekte vorgebracht worden. Die Steuer auf persönliche Güter will Macri abschaffen. Im Gesetz über Weisswaschung ist schon vorgesehen, dass die Steuer dieses Jahr nur 0,75% auf die Differenz zwischen dem Vermögen und einem steuerfreien Mindestbetrag von $ 800.000 beträgt. Bisher waren es 0,85% bis 1,25% auf den gesamten Betrag, da der Mindestbetrag von $ 300.000 nur galt, wenn er nicht übertreten wurde. Es handelt sich somit schon um eine grundsätzliche Reform. 2017 wird der steuerfreie Mindestbetrag auf $ 900.000 angehoben, und der Satz auf $ 0,50% gesenkt, und ab 2018 sind es $ 1,05 Mio. und 0,25%. Im ursprünglichen Projekt sollte diese Steuer ab 2019 ganz abgeschafft werden. Das kam jedoch im Kongress nicht durch.
Es wird jetzt in der Regierung erwogen, diese Steuer einmal durch eine Nettovermögenssteuer zu ersetzen, bei der Schulden vom Vermögen abgezogen werden können, Das wäre bestimmt ein Fortschritt. Doch das grundsätzliche Problem bleibt bestehen. Diese Steuer gibt es sonst nirgends, weil sie störend auf finanzielle Transaktionen und Kapitalinvestitionen wirkt. Ausserdem werden Immobilien, die einen wesentlichen Teil des Vermögens darstellen, ohnehin von den provinziellen Steuer und den Gemeindegebühren erfasst, so dass im Wesen mit einer nationalen Vermögenssteuer eine Doppelbesteuerung besteht, was juristisch nicht zulässig ist.
Das Steuersystem weist zahlreiche Ungereimtheiten auf, die gelegentlich auch korrigiert werden sollten. Die provinzielle Bruttoumsatzsteuer hat eine mehrfache Wirkung, weil sie in jeder Etappe erneut erhoben wird. Somit fördert sie die vertikale Konzentration der Unternehmen, auch wenn diese wirtschaftlich wenig Sinn hat. Diese Steuer sollte theoretisch in die MwSt. eingeschlossen werden. Doch das führt zu einem sehr hohen Steuersatz, von über 30%, der faktisch nicht möglich ist. Die andere Ersatzmöglichkeit besteht in einer Steuer auf den Endverkauf von Waren und Dienstleistungen beim Einzelhandel. Doch der Übergang von der Bruttoumsatzsteuer auf ein “bessere” Steuer ist nicht so einfach, denn dabei sinkt der Steuererlös in der Übergangsperiode gewaltig, und das können sich die Provinzen nicht erlauben.
Eine weitere Ungereimtheit besteht bei der MWSt. Die Steuer muss binnen einer bestimmten Frist ab Ausstellung der Rechnung gezahlt werden. Doch wenn der Käufer später bezahlt, dann entsteht für den Verkäufer eine finanzielle Last, die nicht sein sollte. Bei Verkäufen an staatliche Ämter, die gelegentlich mit grosser Verzögerung zahlen, entsteht dabei ein phänomenales Problem. Ein noch schlimmeres Problem entsteht, wenn der Käufer in Konkurs gerät. Logischerweise sollte die MwSt. erst gezahlt werden, wenn die Zahlung erfolgt.
Auch wird die Schecksteuer beanstandet, die es auch sonst nirgendwo gibt, die in bestimmten Fällen störend auf die Geschäfte wirkt. Hier wird vorgeschlagen, sie ganz oder zum Teil auf die Gewinnsteuer anrechnen zu können. Allein, diese Reform, und die der MwSt. und eventuell andere “kleine” Reformen verringern die Fiskaleinnahmen, wie es schon bei den Steuerreformen geschehen ist, die die Macri-Regierung bisher vollzogen hat. Im Grunde ist es eben schwer zu vereinbaren, ein rationelles Steuersystem zu haben, das die Wirtschaft nicht hemmt, und die Hinterziehung in gewissen Fällen nicht erzwingt, wie es faktisch der Fall ist, und gleichzeitig eine Steuerbelastung von gesamthaft 37% des BIP, und ausserdem noch in bestimmten Bereichen eine untragbar hohe Hinterziehung zu haben. Die Staatsquote muss verringert werden, und erst dann kann man ernsthaft an eine Steuerreform denken, wie wir sie in einigen Aspekten erläutert haben.
Wirtschaftsübersicht
Die Riesenvergeudung öffentlicher Mittel unter den Kirchners
Die Entwendung von Staatsgeldern durch die Kirchners und Beamte ihrer Regierungen, direkt oder über Unternehmen, die dafür eingesetzt wurden, hat ein gigantisches Ausmass erreicht, das ununterbrochen mit neuen Fällen aufgedeckt wird. Dieser Megaraub begann schon vorher, als Néstor Kirchner Gouverneuer von Santa Cruz war. Seine Präsidentschaft hatte somit einen korrupten Ursprung, und dies verblieb als Wahrzeichen und grundsätzliche Verhaltensweise während seiner Amtsperiode und den zwei von CFK unverändert so. Das wird jetzt in Einzelheiten nach und nach aufgedeckt, und jedes Mal staunt man etwas mehr.
Der gesamte gestohlene Betrag ist sehr hoch. Gelegentlich wird von einem ganzen Bruttoinlandsprodukt gesprochen, was jedoch bei weitem übertrieben ist. Es sind gewiss keine u$s 500 Mrd., und auch u$s 50 Mrd. nicht. Aber u$s 10 Mrd. und eventuell auch u$s 20 Mrd. können es durchaus sein, wenn man alles zusammenzählt. Und das ist unverschämt viel Geld.
Indessen war die phänomenale Vergeudung öffentlicher Gelder unter den Kirchners für die Wirtschaft viel kostspieliger. Allein der Betrag, um den es hier in den 12 K-Jahren geht, ist viel höher als das gestohlene Geld. Doch ausserdem hat diese Vergeudung die Wirtschaft belastet und Wachstum gekostet. Das Bruttoinlandsprodukt hätte in den 12 Kirchner-Jahren, die zum grossen Teil von anormal hohen Preisen für argentinische Exportcommodities begleitet wurden, bei rationellem Einsatz der staatlichen Mittel und einer rationellen Wirtschaftspolitik um insgesamt gut 10 Punkte mehr wachsen können, und dass stellt allein im letzten Jahr einen Betrag von u$s 50 Mrd. dar, zu denen dann noch die Zunahmen in der Vorjahren kommen, mit denen man auf weit über u$s 100 Mrd. gelangt, also 5 bis 10 Mal so viel wie das von uns geschätzte gestohlene Geld.
Zunächst wurde bei den laufenden Staatsausgaben viel Geld vergeudet. Allein die Erhöhung der Zahl der Staatsangestellten (beim Nationalstaat, den Provinzen und Gemeinden und den Staatsunternehmen und autonomen Ämtern) um ca. 1 Mio. in 12 Jahren, kostet jetzt an Gehältern, Soziallasten und Zusatzkosten jährlich gut $ 300 Mrd., was u$s 20 Mrd. entspricht. Ohne dies wäre das Defizitproblem der öffentlichen Finanzen eine Kleinigkeit. Wenn man es genau nimmt, gelangt man auf einen noch höheren Betrag. Denn in diesen 12 Jahren wurden auch die Angestellten ersetzt, die in Pension gingen, zurücktraten, starben oder entlassen wurden, was gut 500.000 mehr ausmacht. Da es schon 2003 viel zu viele Staatsangestellte gab, hätte nur ein Teil davon mit neuen Beamten ersetzt werden sollen.
Diese neuen Staatsangestellten haben jetzt fast alle Beamtenstatus und können somit nicht entlassen werden, es sei denn, sie begehen ein Verbrechen. Für die Macri-Regierung wäre es kaum möglich, die parlamentarische Zustimmung für ein Gesetz zu erhalten, das Entlassungen erlaubt, wie es unter der Militärregierung und vorher schon gegeben hat. Das einzige, was Macri tun kann, ist eine Einfrierung der freiwerdenden Stellen zu verfügen. Das allein führt zu einer Verringerung des Beamtenstabes von 3% bis 5% pro Jahr. Bisher war davon jedoch nicht die Rede.
Es wurde auch sonst enorm viel Geld verschwendet, u.a. für Regierungspropaganda. Zeitungen wie Página/12, Tiempo Argentino, El Argentino und auch der Buenos Aires Herald wurden mit Staatsgeldern am Leben erhalten, ebenso wie mehrere Zeitschriften, Fernsehprogramme (wie besonders das 678) und Rundfunksendungen. Im Wesen stellt diese Regierungspropaganda über Medien, die von der Regierung finanziert werden, auch eine staatlich finanzierte Wahlpropaganda dar, was verboten ist, jedoch bisher von der Macri-Regierung nicht vor Gericht verklagt wurde. Hier haben schlaue Unternehmer, wie Spolski, Gvirtz u.a. ein Vermögen gemacht, und Starjournalisten der K-Gruppe, wie Victor Hugo Morales, haben auch gut verdient. Mit dem Regierungswechsel ist dabei ein grosses Problem entstanden, wobei auch der K-Unternehmer Cristóbal López, der den Fernsehkanal C5N u.a., und auch Rundfunkstationen übernommen hat, jetzt einen hohen Verlust erleidet, angeblich von über $ 20 Mio. monatlich, den er nicht decken kann. Die grossen Zeitungen, die an eine bedeutende Leserschaft ankommen, wie Clarín und La Nación, erhielten kaum Anzeigen, und das Argentinische Tageblatt wurde ganz gestrichen. Die K-Staatspropaganda war im Wesen nichts anderes als eine gigantische Vergeudung öffentlicher Gelder. Noch heute tauchen hohe Staatsschulden an K-Medien auf.
Hinzu kommt noch die gigantische Verschwendung von Cristina Kirchner bei ihren Auslandsreisen, bei denen sie unzählige Beamte, politische Anhänger und Freunde mitnahm, die jedoch mit dem Zweck der Reise nichts zu tun hatten, also einfach Tourismus auf Staatskosten betrieben. CFK selber ging in die teuersten Hotels, wie das Mandarin in New York, das von arabischen Scheichs besucht wird, aber gewiss nicht von Angela Merkel, wo eine Übernachtung bis zu u$s 7000 kostet.
Doch viel kostspieliger für das Land waren die Fehlinvestitionen und auch Tatsache, dass es weder gute Projektstudien noch Planung gab. Am auffallendsten dürfte das fehlende Gesamtkonzept bei den Eisenbahnen sein. In der Vorwoche wurden im Fernsehen zwei Extremfälle vorgeführt: einmal die Eisenbahn im Stadtviertel „Puerto Madero“, die umgerechnet über u$s 30 Mio. gekostet hat und 2012 aufgegeben wurde, nachdem sie kaum jemand verwendete und der Betrieb einen Riesenverlust abwarf. In Santiago del Estero hat der K-Gouverneur Gerardo Zamora auch eine Eisenbahn errichtet, die die Hauptstadt mit der Stadt La Banda verbinden soll, die wenige Kilometer entfernt ist. Dieser Verkehr wird normalerweise mit dem Omnibus problemlos bewältigt. Die Eisenbahn ist überflüssig. Die Schienen wurden auf hohen Pfeilern montiert, was keinen Sinn hat und das Objekt noch stark verteuert. Hier wurden gut u$s 100 Mio. vergeudet, wobei noch viel fehlt, um die Eisenbahn fertgzustellen. Mit diesem Geld hätte in einer Provinz, die sehr viel extreme Armut aufweist, bestimmt etwas besseres getan werden können. In beiden Fällen frägt man sich, ob diejenigen, die die Entscheidung getroffen haben, alle Tassen im Schrank beisammen hatten.
Die von CFK angekündigte Hochgeschwindigkeitseisenbahn von Buenos Aires über Rosario nach Córdoba ist zum Glück versandet. Es war ein hirnverbrannter Unfug, weil Argentinien nicht entfernt die Bevölkerungsdichte aufweist, die in Europa derartige Züge rechtfertigt. Danach wurde eine Eisenbahn von Concordia, in Entre Rios, bis ins Innere von Uruguay, die überhaupt keinen Sinn hatte, feierlich von CFK und dem Präsidenten von Uruguay eingeweiht, aber dann sofort aufgegeben. Néstor Kirchner hat auch die Dienste von Passagierzügen ins Landesinnere wieder aufgenommen, die unter Menem aufgegeben worden waren, weil sie keinen Sinn hatten und hohe Verluste abwarfen. Das hat viel Geld gekostet. Da die Schienen sich in schlechtem Zustand befanden, konnten diese Züge nur langsam fahren, wobei es auch viele Unfälle gab. Mit dem Omnibus dauerte die gleiche Reise die Hälfte oder ein Drittel. Doch die Eisenbahnen in Gross Buenos Aires, die täglich von Millionen Menschen verwendet werden, wurden völlig vernachlässigt. Erst als Anfang 2012 beim Unfall im Bahnhof Once 52 Menschen ums Leben kamen, kümmerte sich die Regierung um den Fall, mit Einrichtung neuer Bremsen in allen bestehenden Zügen, und dann mit neuen Waggons, die in China gekauft wurden, und mit Erneuerung defekter Schienen. Das war jedoch schon 2003 erste Priorität, und nicht erst 2012.
Bei den Strassen wurde auch viel Geld vergeudet. Dass in Santa Cruz Strassen gebaut wurden, die kaum verwendet werden, und nicht in Provinzen wie Buenos Aires, wo die Verkehrsdichte das hunderfache beträgt, ist ein Beispiel falscher Prioritäten und eine reine Vergeudung Dies umso mehr, als es in Santa Cruz kaum regnet, so dass die Erdstrassen gut sind und für den normalen Verkehr ausreichen. Argentinien benötigte schon 2003 mehrere Autobahnen. Die Fertigstellung der Strecke von Rosario nach Córdoba wurde um mehrere Jahre verzögert. Aber ausserdem hätte die Strasse 2, von Buenos Aires nach Mar del Plata, in eine Autobahn umgewandelt werden sollen, was nur den Bau einiger Brücken erfordert. Und dann hätten die Strassen 3 (Buenos Aires bis Bahía Blanca) und 7 (Bs.As nach Mendoza) in Autobahnen umgewandelt werden müssen. Das hätte Transportkosten in hohem Umfang gespart und wäre besonders der Wirtschaft des Landesinneren zugute gekommen.
Bei den Überlandstrassen wurde allgemein die Instandhaltung vernachlässigt. Das hat zu unnötigen Unfällen geführt, auch mit Todesfällen, und hat zur Folge, dass die Strassen vorzeitig aufgegeben und durch völlig neue ersetzt werden, was viel teurer als eine gute Wartung ist. Auch hier wurde viel Geld vergeudet.
Zu den einzelnen Fällen der Vergeudung, die wir erwähnt haben, kommen noch sehr viele hinzu, von denen wir nur einzelne erwähnen. An erster Stelle sei das Bergwerk von Río Turbio erwähnt, in das die K-Regierungen über u$s 3 Mrd. investiert haben, auch für ein Kraftwerk, wobei das ganze Objekt keinen Sinn hat und eigentlich aufgegeben werden müsste. Letzten Sonntag hat der Journalist Jorge Lanata den Fall der Ferngasleitung in Formosa gezeigt, die von CFK gross angekündigt wurde, für die zunächst ein Vorschuss von über $ 1,5 Mrd. gezahlt wurde (der etwa u$s 400 Mio. entspricht), wobei jedoch die nur Anhäufung einer grossen Menge Röhren stattfand, und kleinere Arbeiten vollzogen wurden, und danach in mehreren Jahren nichts geschehen ist. Auch die Umwandlung des Postgebäudes in einen Konzert- und Ausstellungssaal, das um die u$s 500 Mio. gekostet hat, ist reine Verschwendung. Für Konzerte verfügt die Stadt schon über die Theater Colón, San Martín, Avenida und Cervantes. Und das reicht gewiss aus. Das jetzt „Néstor Kirchner“ getaufte Gebäude hätte z.B. für die Vereinigung der vielen in der Stadt zerstreuten Gerichte dienen können, womit sich der Bau eines seit vielen Jahren vorgesehenen neuen Gerichtsgebäudes erübrigt.
Es gibt noch viele andere Fälle von Fehlinvestitionen und unwirtschaftlicher Durchführung von Staatsinvestitionen. Wenn ein bestimmtes Objekt in zehn Jahren statt in drei gebaut wird, wie es unter den Kirchners üblich war, dann steigen die Kosten real (in konstanten Pesos oder in Dollar gemessen) gut auf das doppelte. Der Schaden ist somit grösser als bei den grotesken Überpreisen, die unter den Kirchners die Regel waren.
Das Problem der Prioritäten und der effizienten Durchführung von Staatsinvestitionen besteht auch unter der Macri-Regierung. Die Mittel für öffentliche Investitionen sind beschränkt, und sie müssen sorgfältig eingesetzt werden. Sie reichen nicht entfernt aus, um die zahlreichen angekündigten öffentlichen Investitionen zu finanzieren. Doch bisher wird die Ausmerzung der K-Korruption hervorgehoben, aber die Problematik des rationelllen Einsatzes öffentlicher Mittel kaum erwähnt, die wirtschaftlich unverhältnismässig bedeutender ist.